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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) — Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Aurel Buhmann, Freiburg, gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 39/72 — 

A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 
zu entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch 
ist begründet worden mit: 

W ahlb ehinderung 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen offensichtlicher Unbegründetheit. 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 
Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungs Verfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 

Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 
370 (372 f.)]. 
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C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen. 

Bonn, den 15. März 1973 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Dr. de With Thürk 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 39/72 — des Aurel Buhmann, Freiburg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 20. November 1972 an den 
Kreiswahlleiter des Wahlkreises 243 — Kemp- 
ten — hat der Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. Dieses Schreiben hat das Land- 
ratsamt Oberallgäu — Außenstelle Kempten — 
mit Schreiben vom 24. Januar 1973 dem Deut- 
schen Bundestag zugeleitet ; beim Deutschen Bun- 
destag ist es am 26. Januar 1973 eingegangen. 

Der Einspruchsführer trägt zur Begründung seines 
Einspruchs vor, er befinde sich zur Zeit als Straf- 
gefangener in der Justizvollzugsanstalt Freiburg. 
Als solcher habe er an der Bundestagswahl nur 
mittels Briefwahl teilnehmen können. Aus seinen 
weiteren Ausführungen muß entnommen wer- 
den, daß er in der Nichteinräumung der persön- 
lichen Stimmabgabe eine Wahlnötigung bzw. 
Wahlbehinderung sieht. 

In dem Begleitschreiben des Landratsamts Ober- 
allgäu wird u. a. ausgeführt, das Schreiben des 
Einspruchsführers sei am 21. November 1972 
beim Kreiswahlleiter des Wahlkreises 243 in 
Kempten eingegangen. Die in § 2 des Wahlprü- 
fungsgesetzes (WPG) genannte Frist sei nach An- 
sicht des Kreiswahlleiters noch gewahrt, da das 
Anfechtungsschreiben des Einspruchsführers be- 
reits am 21. November 1972 dort eingegangen sei. 

Im übrigen werde die Wahlanfechtung für unbe- 
gründet gehalten, weil die Wahlgesetze gerade 
für Insassen von Strafanstalten die Ausübung des 
Wahlrechts in der Form der Briefwahl vorsehen. 
Davon habe der Einspruchsführer auch Gebrauch 
gemacht. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist zwar form- aber nicht fristgerecht 
beim Deutschen Bundestag eingegangen. 

In § 2 Abs. 3 WPG ist vorgeschrieben, daß der Ein- 
spruch schriftlich beim Bundestag einzulegen ist und 


dieser Einspruch gemäß Absatz 4 binnen eines Mo- 
nats nach Bekanntmachung des Wahlergebnisses 
beim Bundestag eingehen muß. Bei der in § 2 Abs. 4 
WPG festgelegten Frist handelt es sich um eine Aus- 
schlußfrist; sie ist gerechtfertigt durch das öffentliche 
Interesse an einer alsbaldigen Klarheit über die Gül- 
tigkeit der Wahl. Es würde eine unzulässige Inter- 
pretation des klaren Gesetzeswortlautes bedeuten, 
wenn die in § 2 Abs. 4 WPG festgelegte Monatsfrist 
dadurch verlängert werden könnte, daß man zwar 
bei anderen Behörden oder Dienststellen innerhalb 
der Monatsfrist eingegangene Anfechtungen als 
fristgerecht ansehen würde, wenn diese jedoch nach 
Ablauf der Monatsfrist zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag zugeleitet werden. Da der 
Kreiswahlleiter das Einspruchsschreiben des Ein- 
spruchsführers erst am 24. Januar 1973 an den Deut- 
schen Bundestag weitergeleitet hat, ist der Ein- 
spruch gemäß § 2 Abs. 4 als verspätet zu werten, da 
die Einspruchsfrist am 8. Januar 1973, 24 Uhr ablief. 
Zwar kann dem Einspruchsführer diese Fristver- 
säumnis nicht angelastet werden, da das Verschulden 
für das verspätete Eingehen beim Deutschen Bun- 
destag eindeutig den Kreiswahlleiter des Wahlkrei- 
ses 243 Kempten trifft. Da jedoch der Einspruch im 
übrigen auch offensichtlich unbegründet ist, hat der 
Ausschuß davon Abstand genommen zu prüfen, ob 
evtl, eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
in Betracht zu ziehen wäre. 

Die offensichtliche Unbegründetheit ergibt sich dar- 
aus, daß Insassen von Gefangenenanstalten keinen 
Anspruch auf persönliche Stimmabgabe haben. Zwar 
besteht nach § 60 Abs. 1 BWO bei entsprechendem 
Bedürfnis die Möglichkeit, für Gemeindebehörden 
in Gefangenenanstalten die Gelegenheit zu geben, 
daß die in der Anstalt anwesenden Wahlberechtig- 
ten, die einen für den Wahlkreis gültigen Wahl- 
schein besitzen, in der Anstalt vor einem beweg- 
lichen Wahlvorstand wählen können. Wird die Be- 
dürfnisfrage jedoch verneint, so kommt für den An- 
staltsinsassen nur eine Briefwahl in Betracht (vgl. 
§15 Abs. 3 BWG). Die Beschränkung auf die Brief- 
wahi kann nicht, wie der Einspruchsführer zu mei- 
nen scheint, als Wahlbehinderung oder Wahlnöti- 
gung betrachtet werden. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 1 und Nr. 3 WPG als nicht fristgerecht und offen- 
sichtlich unbegründet zurückzuweisen. 


3 



Drucksache 7/348 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage bei- 
gefügt ist, unter den dort genannten Voraussetzun- 
gen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht er- 
hoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

— • — beim Bundesverfassungsgericht 

eingegangen sein. 
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